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Budget. Blau setzt auf viele ldeine Schritte, Kürzungen bei Förderungen, Bahnoffensive und
dem Iüimabonus. Und überlegt ein Staatssekretariat ftir Bürokratieabbau.
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VON ULRIKE WEISER

Wo die Freiheitlichen sparen wollen
hier war vieles bereits in Diskussion, z. B. das gentlich erwartet hätte. zuin Beispiel das von
Ende der Bildungskarenz. Oder ein Stopp für Herbert Kickl - u. a. auch wegen der Kosten -
die Bahnoffensive oder auch eine temporäre heftig kritisierte Sky-shield-liojekt (das aber..
Einschränkung des öBB-,tngebots. freilich auch noch nlcht budgeüert ist). oder

GenerellwerdeesbeiderBudgetsanierung die geforderten Verschärfirngen bei Sozidlleis-
weder die,,Königsmaßnahme"-
gebe_nlocheinen durchgängigen es um eine ,,Deattraktivierung
Fünfahresplan. vielmehr müsse t I des Asylstandorts" , doch damii
man permanent an vielen kleinen I I könne 

- 
man ,,kein Budget sa-

Schrauben drehen: Oder.- ein an- 
^ _,, _ - nieren'. Nichl eingegangÄn wird

deres Bild: ,Den öltanker Soll€n Wir in zwei auch auf einnahmänieidge Vtaß-
langsam_ wenden." Dabei .werde Jahren die Repu- nahmen: ,,Sobald man diise tär
manauch,,aufsozialeVerträglidr- ,;, 

-' - .-'- "---, aufrnacht, lciegl man sie nicht
keit achten". ,,Wir sind keine neo- bllK Sanleren UnCl mehr zu.,. Das heiße aber nicht,
liberale Partei, die alles- zusam- dabei einen dass man einen,,temporäre4 So-
menstreicht. Sollen wir als Oppo- . :;. ,'
sitionspartei jetzt in zrvei Jahren Flacnenbfand Offen ist man auch für die
die Repgbl$ sanieren *9 d"!9 auslösen? bisherigen v.erhandlungsergeb-
einen Flächenbrand auslösen?", nisse. Die Fpö wil diesö duich-
so ein Funktiohär. Ein FPÖ-Funktionän gehen - durchaus mit taktischen

AIso lieber kleine schritte. In Hintergedanken: . Maßnahmen,
beide Richtunge+: Beim Thema Pepsionen denen die spö #üs zugestimmt habe,
etwa war die FPö bisher rigoros (keinesfalls könnte diese nämlich später lchwerlicn niti-
eine Anhebunf des gesetzlichen Antrittsalters, sieren.
ErhöhungJdeinerPensionenüberderngesetzli- Bleibt noch die Frage: DefiziWerfahren - ja
chen Mindestmaß). Da klingt man nun offener. . oder nein? Die FPÖ ist dägegen. Man hoffe sehr,
Man müsse halt diskutieren - sowohl mit der dass EU-Kommissar Magnus Brururer und Au-
ÖwalsauchdeneigenenBereichssprechern. ßenminister Alexandei Schallenberg (beide

Interessant ist auch, was die rpö beim öw),,grüsselklarmachen,dasswirjetztnoch
Thema Sparen nicht aufzählt - was män aber ei- ein bisschen Zeit b_rauchen., .

em blauen Kanzler in spe schlägt noch
vor dem Start der Verhandlungen
Skepsis entgegen. Ob die FPÖ bereit sei,

harte Einsparungen durchzuziehen, zweifelte
etwa zuletzt in der ,,ZiB 2" Fiskalrat-Chef Chris-
toph Badelt leise an.

Und es stimmt: Das blaue Watrlprogramm
gibt diesbezüglich nicht viel her. Allerdings
wurde es erstellt, bevor das wahre Ausma$ des

-Budgetlochs offenbar wurde. Zudem sind
Wahlversprechen bekanntlich das eine, Koaliti-
onsabkommen das andere. Tatsächlich sieht
man im Wirtschaftsflügel der Partei die große
Herausforderung erstaunlich gelassen - und
skizziert schon einm.al die blaue Rotstiftrech-
nung fiir das erste Jahr (sechs Milliarden Euro
ohne Defizitverfahren).

Öko-Förderungen im Visier
Ein Großteil soll demnach mit dem Streichen/
Auslaufenlassen von Förderungen eingespart
werden. Man verweist dazu auf die Analyse des
Budgetdiensts für dieJahre 2017 bis 2O22,wo-
nach sich dieAusgaben für Förderungen (ohne
temporäre.Krisenmaßnahmen) um 35 Prozent
erhöht haben, Bei den direkten Förderungen
(also Auszahlungen) haben sichjene im Bereich
Umwelt, Mobilirät und Klima verftinffadrt. Hier
komme manmit der öVP sicher rasch zu einer
Einigung, da man ,,von derselben Seite aus" auf
die Zahlen schaue.

Insgesämt will die FPÖ nach der ,,Prtifung
der Auswirkung der jeweiligen Förderung auf
Konjunktur und Arbeitsmarkt" 3;2 Milliarden
heben. Die Summe hat aüch der Fiskalrat ge-
nannt, jedoch als theoretisches Maximum und
zum Teil erst für 2026 realisierbar. Ob z. B. auch
der. Familienbonus angegriffen würde, lässt
man aber offen. Fix im Foküs seien jedoch För-
derdoppelgleisigkeiten von Buid und Län-
dern. Apropos Verwaltung: Die FPö überlegt,
das Thema Bürokratieabbau zu personifizie-
ren. WohI nicht mit einem Austro-Elon-Musk,
aber doch mit einem eigenen Staatssekretariat.
(Weniger dringend erscheint aktuell hingegen
die blaue Langzeitforderung nach einem Aus
für die Kammer-Pflichtrnitgliedschaft .)

Temporärer Solidaritätsbeitra#
Der nächste Punkt auf der Sparliste ist wieder
ein breit bekannter: der lüimabonus. Ein Aus
brächte aktuell über zwei Milliarden Eurq ein
Teil der Einsparungen (circa 20O Millionen)
könnte aber in Soziales fließen. (Die mit dem
Bonrrs zusam'menhängende COr-Steuer, die die
FPO als sinnlos ablehnt, würde man nichtkom-
plett rückgängig machen wollen, nur 4icht
weiter erhöhen.) Und der Rest der sechs Milli-
arden? Den will man durch Kürzungen in ver-
schiedensten Bereichen hereinbringen. Auch Die FPÖ kann sich auch vonstellen, das ÖBB-Angebot temporän einzuschränken,' M"cin rub""

und
Hurden
In substanziellen Fragen wie direkte
Demokratie oder Kammern ist der
Weg zur FPÖ für Türkis weit.

Wien. Deregulierung, Nein zu ,neuen
Steuern, Migration - es gibt allerhand Be-

" reiche, in denen FPö und öVP recht rasch
zueinanderfinden könnten. Wäre Blau-
fürkis also im Handumdrehen möglich? Ein
Blick auf die Programmatik der Blauen
zeigt Es gibt durchaus Htirden, und diese
befinden sich in zentralen Lebens- irnd Poli-
tikbereichen. Eines der Kernanliegfn dgr
FpÖ de facto die inhaltliche gaiis der
,,Volkskanzler"-Ikmpagne Herbert Kiikls,
wird im jüngsten Wahlprogramm so be-
schrieben: ,,Immer dann, wenn ein Volksbe-
gehren vom Nationalrat verworfen wird,
soll das Volk selbst entscheiden, ob die Ini-
tiative doch ein Gesetz werden soll - Gesetz-
gebung unabhängig vom Nationalrat soll
möglich sein." Sprich: Wenn 25O.OOO Men-
schen ein Volksbegehren unterschreiben,
,,soll.es zu einer verpflichtenden Volksab-
stimmung frihren", steht im blauen Pro-
granm, das Ganze wird zusammengefasst
unter dem Begriff ,,Volksgesetzgebung" -
und wäre ein grundlegender Umbau der
heimischen Gesetzgebpng und politischen
Entscheidungsfindung.

Kickl erklärte im Watrlkampf auch, dass
man sogar über die Todesstrafe abstimmen
könne - wiewo,hl er sie freilich.selbst ab-
lehne. Laut FPÖ ist auch die Abstimrnung
über einen Eu-Austritt möglich. Dem FpÖ-
Modell zufolge wäre es auch bereits dazu ge-

kommen: Vor. knapp zehn Jahren erreichte
ein Volkbegehren für den Eu-Austritt rund
261.000 Unterschrift en.

In der türkis-blauen Regierung war das
einst sogar schon einmal Thema - weil die
tüikise ÖW ihre Sympathiefür derleiVolks-
abstimmungs-Automatismen verlor, wurde
die Idee abgeschwächt und ans hinterste
Ende des türhs-flauen Arbeitsplans ver-

' frachtet- Dazu gekommenistesleiztlictr nie.
Ein Fehler, wie die FPÖ nun sagt: Kickls Vi
zepafteichef Mariri Kuirasek erkläirte im Na-
tionalratswahlkampf, dass man daraus ge-
lernt habe und ,,Kemprojekte wie direkte
Demokratie oder ORF-Reform" nicht wieder
verschieben lassen w[irde. Apropos: Eine
ORF-Reform steht ohnehin an. Die FPö wi[
,,Objektivität statr Propaganda" und die in
der' türkisen Kanzlerschaft eingeführte
Haushaltsabgabe abschaffen.

Abgesehen von grundlegenden Ande-
rungenwie einerAbschaffrrng der Briefivahl
und einer Corona-,,Entschädigung" will die
FPÖ auch die eflichtmitgliedschaft in Kam-
mern - etwain derWirtschaftskammer -ab-
schaffen. (kk)

kerrechtliche Vernäge Österreichs
will sie auf den Prüfstand stellen.

Die Öw trat sich in den vergan-
genen.Jähren hitischer gegenüber

' der Union positioniert, im Kern ist sie
aber weiter eine pro-europäisctre
Partei. Anders als die FPÖ will sie
Problemewie jenebei der Migration
aufeuropäisctrer Ebene lösen. In der
mit den Grünen beschlossenen Si.
cherheitssnategie strebt sie für ös-
terreich verstärkte Kooperationen
mit der Nato an - vor allem beimln-
formationsaustausch und bei ge-
mbinsamen übungen.

Die Gemeinsamkeiten

Komp_romisse zwischen den Parteien
könnten dadurch erleichtert werden,
das$ es doch auch manctr grundsätz-
liche Gemeinsamkeit gibt: Sowohl
öVP als auCh FPö wollen ein Verbots-
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EU und Slq/ Shield: Die Stolpersteine fur FPÖ und öW
Blau-Türkis' In der Außen- und Sicherheitspolitik liegen FPÖ und Volkspartei teils diametral auseinander. Reformprojekte wie die
Messenger-Überwachung und die Teilnahme am Raketenabwehrschirm Sky Shield sind strittig - ebenso wie die ktinftige Europapolitik österreicüs.

VON DANIEL BISCHOF

Wen. Bei bisherigen Regierungsver-
handlungen spielte die Außen- und
Sicherheitspoli-tik bisher meist keine
entscheidende Rolle. Beiden Gesprä-
chen, zwischen FPö und öW trin-
gegen könnte sie'2m Knac[punkt
werden. Strittig sind nicht nur Re-
formprojekte, sondern auch die au-
ßenpolitische Ausrichtung.

Die Nachrichtendienste

Im Wahlkampf war es für die öW
sogar eine Koalitionsbedingung:
Dem Staatsschutz soll ermöglicht
werden, verschlüsselte Nachrichten-
plattformen wie S@al mit Spionage-
software zu infiltrieren. Ursprüng-
lich hat die FPÖ unter Tüihs-Blau mit
der ÖW den ,,Bundestrojaner" be-
sctrlossen. Dieser wurde 2019 dann

dass seine Partei näch den ,,nega-
tiven Erfahrungen" in der Pandemie
,,geläutert'! sei: ,,Es kann nicht diese
Förm der Massenübei"wachung seinf'
' Fraglidiistauch, ob die äweimil

Iitärischen uird der zivile Nachridr-
tenrlienst im Innenministerium wie
unter fürkis-Blau unter FpÖ-Uinis-
tern ressortieren werden. Denn das
Verhältnis der Blauen zum Staats-
schutz isi angespannt Nidit nur die
Razzia beim BVT, der Vorgängerbe-
hörde der heutigen Direktion Staats-
schutz und Nachrichtendienst (DSN),
im Februar 2018 zeugt davon. Bis
heute hält das Misstrauen der Fpö
an. Irn Jahr 2023 meinte Kickl, die
DSN habe nicht die Regierung und
,,schon gar nicht die öW zu
schützen, nur weil die Spitzen des
Verfassungsschutzes so schwarz sind
wie ein Kübel Ruß". Während die
DSN die Identitdren als rechtsefirem
einstuft, sind sie für Kickl eine ,,NGO
von rechts".

die Blauen Geheimnisse nach
Moskau verraten körmten. Deulsche
Politiker drohten daher öffentlich,
dass die deutschenDienste denfnfor- .

mationsfluss nach Österreich a:f den'
hüfstand stellen werden, falls die
FPö in die Regierung eintitt.

Sky Shield und Neutnalität

W?ihrend die FPö dringend'wieder
die imJahr 2006 äbgeschaften Miliz.
übungen einflihren will, lehnt das die
Volkspartei ab. Auch bei der Neutra-
lität gehen die Ansichten im Detail
auseinander.

Die FPÖ hält Östeneichs Beitritt
zum e-uropäschen Raketenabwehr-
schirm Sky Shield für neutralitäts-
widrig: Es handle sich um einen
,,Nato-Beitritt durch die Hinterttire".
Die ÖW bestreitet das, der Sky Shield
diene nur dem gemeinsamen Einkauf
von Waffen und der Ausbildung von

Das gilt auch für östeneichs Hal-
tungim Ulgaine-IGieg. Die FPÖ stellt
sidr gegen die Russland-sanktionen,
die Ulcaine will sie nichi unter-
st[itzen. Die öVP hingegen trägt die
EU-Sanktioden gegen Moskau mit.
Sie lehnt Waffenliäfeirungen an die
Ukaine ab; politisdr hat sie süh je-
dochauf die Seite Kiews gestellt.

Die Europapolitik

Untelschiede gibt es in der Frage, wie
sich Osterreich europapolitisdr posi
tionieren Soll. Die EU will die FPö auf
eine Wirtschaftsunion schrumpfen,
ihre Kompetenzen sollen zu den Na-
tionalstaaten zurückverlagert wer-
den. In Europa schmiedet sie mit an-
deren EU-skeptisdren Parteien
Bündnisse. Vor.allem zum ungari-
schen Premier Viktqr Orbän und

POLITIK 5

vom ver-
dessen Fidesz-Partei die FPö


